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BLLV fordert Änderungen beim Integrationsgesetz 

 
Präsidentin Fleischmann fordert Nachbesserungen beim Gesetzentwurf der Staatsregierung im Bildungsbereich 
- vor allem beim vorherrschenden Ton, bei der Einschränkung der Schulpflicht und dem Haushaltsvorbehalt 
 

 

München - Das geplante Integrationsgesetz der Bayerischen Staatsregie-
rung stößt im Bayerischen Lehrer- und Lehrerinnenverband (BLLV) auf 
scharfe Kritik. „Diesen Gesetzentwurf können wir nicht mittragen. Gründe 
sind insbesondere der teilweise abschreckende Ton, die geplanten Ein-
schränkungen bei der Schulpflicht und der Haushaltsvorbehalt für viele 
Fördermaßnahmen“, erklärte die Präsidentin des BLLV, Simone Fleisch-
mann, anlässlich der ersten Lesung des Gesetzentwurfs im Landtag. Seine 
Kritik hatte der BLLV bereits bei der Verbandsanhörung vorgebracht. 
 
 
„Wir begrüßen grundsätzlich die Erstellung eines Gesetzes zur Integration in 
Bayern. Es ist richtig, dass Bildung als der Schlüssel zur Integration benannt 
wird. Den Duktus des Gesetzentwurfs der Staatsregierung lehnen wir aber ab“, 
erklärte Fleischmann. Es ist richtig zu fördern und zu fordern. Aber manche For-
mulierungen erwecken einen abschreckenden Eindruck.“ Vor allem die ange-
drohten Sanktionen bei fehlender Integrationsbereitschaft seien geeignet, Vorbe-
halte und Vorurteile zu verstärken. Dies sei mit gegenseitiger Toleranz und 
Rücksichtnahme nicht vereinbar seien, betonte Fleischmann. „Wir fordern des-
halb deutliche Änderungen des Gesetzentwurfs.“ Der Landtag sei jetzt aufgefor-
dert, die Änderungen bei seinen Beratungen zum Gesetz vorzunehmen. Der 
BLLV werde das weitere Verfahren sehr genau beobachten. „Das Integrations-
gesetz muss dazu beitragen, ein gelingendes Miteinander zu befördern. Die 
Schulen, an denen Integration bereits täglich gelebt wird, brauchen jede mögli-
che Unterstützung.“    
 
Der BLLV fordert vor allem folgende Nachbesserungen: 
 

 Keine Einschränkung der Schulpflicht für Flüchtlinge 

 Zusätzliche Angebote für Flüchtlinge - wer die Teilnahme an Integrati-
onsmaßnahmen fordert, muss diese auch anbieten  

 Rücknahme des Haushaltsvorbehalts - bislang stehen Integrationsmaß-
nahmen wie Sprachkurse unter Vorbehalt  

 Definition eines klar definierten Rechtsanspruchs  
 
 
Link zur BLLV-Stellungnahme: 
http://www.bllv.de/Newsansicht.805.0.html?&cHash=e7ef691b1fdc9a7971549136dd53a643&tx_ttn
ews[tt_news]=7638 
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